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Kundmachung 
vom 9. Februar 2010 

der Abänderung der Ausführungsordnung 
zum Europäischen Patentübereinkommen 

Gestützt auf Art. 3 Bst. c und Art. 10 Abs. 1 des Kundmachungsge-
setzes vom 17. April 1985, LGBl. 1985 Nr. 41, macht die Regierung im 
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zum Europäischen Patentübereinkommen (AO EPÜ 2000), LGBl. 2007 
Nr. 319, kund. 

Fürstliche Regierung: 
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Fürstlicher Regierungschef 
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Anhang 

Änderung der Regeln 62a, 63, 64, 69, 70a, 135, 137 
und 161 der Ausführungsordnung 

Beschlossen vom Verwaltungsrat der Europäischen Patentorganisation 
am 25. März 2009 

Inkrafttreten: 1. April 2010 

Art. 1 

Die Ausführungsordnung zum EPÜ wird wie folgt geändert: 
1. In Kapitel II des vierten Teils wird die folgende neue Regel 62a auf-

genommen: 

Regel 62a 

Anmeldungen mit mehreren unabhängigen Patentansprüchen 

1) Ist das Europäische Patentamt der Auffassung, dass die Patent-
ansprüche in der ursprünglich eingereichten Fassung Regel 43 Abs. 2 
nicht entsprechen, so fordert es den Anmelder auf, innerhalb einer 
Frist von zwei Monaten die Regel 43 Abs. 2 entsprechenden Patent-
ansprüche anzugeben, auf deren Grundlage die Recherche durchzu-
führen ist. Teilt der Anmelder diese Angabe nicht rechtzeitig mit, so 
wird die Recherche auf der Grundlage des ersten Patentanspruchs in 
jeder Kategorie durchgeführt. 

2) Die Prüfungsabteilung fordert den Anmelder auf, die Patentan-
sprüche auf den recherchierten Gegenstand zu beschränken, es sei 
denn, sie stellt fest, dass der Einwand nach Abs. 1 nicht gerechtfertigt 
war. 
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2. Regel 63 erhält folgende Fassung: 

Regel 63 

Unvollständige Recherche 

1) Ist das Europäische Patentamt der Auffassung, dass die europä-
ische Patentanmeldung diesem Übereinkommen so wenig entspricht, 
dass es unmöglich ist, auf der Grundlage des gesamten beanspruchten 
Gegenstands oder eines Teils desselben sinnvolle Ermittlungen über 
den Stand der Technik durchzuführen, so fordert es den Anmelder 
auf, innerhalb einer Frist von zwei Monaten eine Erklärung mit An-
gaben zu dem zu recherchierenden Gegenstand abzugeben. 

2) Wird die Erklärung nach Abs. 1 nicht rechtzeitig eingereicht 
oder reicht sie nicht aus, um den nach Abs. 1 festgestellten Mangel zu 
beseitigen, so stellt das Europäische Patentamt entweder in einer be-
gründeten Erklärung fest, dass die europäische Patentanmeldung die-
sem Übereinkommen so wenig entspricht, dass es unmöglich ist, auf 
der Grundlage des gesamten beanspruchten Gegenstands oder eines 
Teils desselben sinnvolle Ermittlungen über den Stand der Technik 
durchzuführen, oder es erstellt, soweit dies durchführbar ist, einen 
teilweisen Recherchenbericht. Diese begründete Erklärung oder die-
ser teilweise Recherchenbericht gilt für das weitere Verfahren als euro-
päischer Recherchenbericht. 

3) Wurde ein teilweiser Recherchenbericht erstellt, so fordert die 
Prüfungsabteilung den Anmelder auf, die Patentansprüche auf den re-
cherchierten Gegenstand zu beschränken, es sei denn, sie stellt fest, 
dass der Einwand nach Abs. 1 nicht gerechtfertigt war. 

3. Regel 64 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

1) Entspricht die europäische Patentanmeldung nach Auffassung 
des Europäischen Patentamts nicht den Anforderungen an die Ein-
heitlichkeit der Erfindung, so erstellt es einen teilweisen Recherchen-
bericht für die Teile der Anmeldung, die sich auf die in den Patentan-
sprüchen zuerst erwähnte Erfindung oder Gruppe von Erfindungen 
im Sinne des Art. 82 beziehen. Es teilt dem Anmelder mit, dass für je-
de weitere Erfindung innerhalb einer Frist von zwei Monaten eine 
weitere Recherchengebühr zu entrichten ist, wenn der europäische 
Recherchenbericht diese Erfindung erfassen soll. Der europäische 
Recherchenbericht wird für die Teile der Anmeldung erstellt, die sich 
auf die Erfindungen beziehen, für die Recherchengebühren entrichtet 
worden sind. 
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4. Regel 69 erhält folgende Fassung: 

Regel 69 

Mitteilungen über die Veröffentlichung 

1) Das Europäische Patentamt teilt dem Anmelder den Tag mit, an 
dem im Europäischen Patentblatt auf die Veröffentlichung des euro-
päischen Recherchenberichts hingewiesen wird, und weist ihn auf 
Regel 70 Abs. 1, Art. 94 Abs. 2 und Regel 70a Abs. 1 hin. 

2) Ist in der Mitteilung nach Abs. 1 ein späterer Tag der Veröf-
fentlichung angegeben als der tatsächliche Tag der Veröffentlichung, 
so ist für die Fristen nach Regel 70 Abs. 1 und Regel 70a Abs. 1 der 
spätere Tag massgebend, wenn der Fehler nicht ohne Weiteres er-
kennbar war. 

5. In Kapitel IV des vierten Teils wird die folgende neue Regel 70a auf-
genommen: 

Regel 70a 

Erwiderung auf den erweiterten europäischen Recherchenbericht 

1) In der dem europäischen Recherchenbericht beiliegenden Stel-
lungnahme gibt das Europäische Patentamt dem Anmelder Gelegen-
heit, zum erweiterten europäischen Recherchenbericht Stellung zu 
nehmen, und fordert ihn gegebenenfalls auf, innerhalb der in Regel 70 
Abs. 1 genannten Frist die Mängel zu beseitigen, die in der dem euro-
päischen Recherchenbericht beiliegenden Stellungnahme festgestellt 
wurden, und die Beschreibung, die Patentansprüche und die Zeich-
nungen zu ändern. 

2) In dem in Regel 70 Abs. 2 genannten Fall oder wenn ein ergän-
zender europäischer Recherchenbericht zu einer Euro-PCT-Anmel-
dung erstellt wird, gibt das Europäische Patentamt dem Anmelder 
Gelegenheit, zum erweiterten europäischen Recherchenbericht Stel-
lung zu nehmen, und fordert ihn gegebenenfalls auf, innerhalb der 
Frist für die Absichtserklärung über die Aufrechterhaltung der An-
meldung die Mängel zu beseitigen, die in der dem europäischen Re-
cherchenbericht beiliegenden Stellungnahme festgestellt wurden, und 
die Beschreibung, die Patentansprüche und die Zeichnungen zu ändern. 



5 

3) Wenn der Anmelder einer Aufforderung nach Abs. 1 oder 2 
weder nachkommt noch zu ihr Stellung nimmt, gilt die Anmeldung 
als zurückgenommen. 

6. Regel 135 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

2) Von der Weiterbehandlung ausgeschlossen sind die in Art. 121 
Abs. 4 genannten Fristen sowie die Fristen nach Regel 6 Abs. 1, Regel 
16 Abs. 1 a), Regel 31 Abs. 2, Regel 36 Abs. 1 a), 1 b) und 2, Regel 40 
Abs. 3, Regel 51 Abs. 2 bis 5, Regel 52 Abs. 2 und 3, den Regeln 55, 
56, 58, 59, 62a, 63, 64 und Regel 112 Abs. 2. 

7. Regel 137 erhält folgende Fassung: 

Regel 137 

Änderung der europäischen Patentanmeldung 

1) Vor Erhalt des europäischen Recherchenberichts darf der An-
melder die Beschreibung, die Patentansprüche oder die Zeichnungen 
der europäischen Patentanmeldung nicht ändern, sofern nichts ande-
res bestimmt ist. 

2) Zusammen mit Stellungnahmen, Berichtigungen oder Ände-
rungen, die in Erwiderung auf Mitteilungen des Europäischen Patent-
amts nach Regel 70a Abs. 1 oder 2 oder Regel 161 Abs. 1 vorgenom-
men werden, kann der Anmelder von sich aus die Beschreibung, die 
Patentansprüche und die Zeichnungen ändern. 

3) Weitere Änderungen können nur mit Zustimmung der Prü-
fungsabteilung vorgenommen werden. 

4) Bei der Einreichung von Änderungen nach den Abs. 1 bis 3 
kennzeichnet der Anmelder diese und gibt ihre Grundlage in der ur-
sprünglich eingereichten Fassung der Anmeldung an. Stellt die Prü-
fungsabteilung fest, dass eines dieser beiden Erfordernisse nicht er-
füllt ist, so kann sie verlangen, dass dieser Mangel innerhalb einer 
Frist von einem Monat beseitigt wird. 

5) Geänderte Patentansprüche dürfen sich nicht auf nicht recher-
chierte Gegenstände beziehen, die mit der ursprünglich beanspruch-
ten Erfindung oder Gruppe von Erfindungen nicht durch eine einzige 
allgemeine erfinderische Idee verbunden sind. Sie dürfen sich auch 
nicht auf gemäss Regel 62a oder Regel 63 nicht recherchierte Gegen-
stände beziehen. 
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8. Regel 161 erhält folgende Fassung: 

Regel 161 

Änderung der Anmeldung 

1) Ist das Europäische Patentamt für eine Euro-PCT-Anmeldung 
als Internationale Recherchenbehörde und, wenn ein Antrag nach 
Art. 31 PCT gestellt wurde, auch als mit der internationalen vorläufi-
gen Prüfung beauftragte Behörde tätig gewesen, so gibt es dem An-
melder Gelegenheit, zum schriftlichen Bescheid der Internationalen 
Recherchenbehörde oder zum internationalen vorläufigen Prüfungs-
bericht Stellung zu nehmen, und fordert ihn gegebenenfalls auf, in-
nerhalb eines Monats nach der entsprechenden Mitteilung die im 
schriftlichen Bescheid oder im internationalen vorläufigen Prüfungs-
bericht festgestellten Mängel zu beseitigen und die Beschreibung, die 
Patentansprüche und die Zeichnungen zu ändern. Wenn der Anmel-
der einer Aufforderung nach Satz 1 weder nachkommt noch zu ihr 
Stellung nimmt, gilt die Anmeldung als zurückgenommen. 

2) Erstellt das Europäische Patentamt einen ergänzenden europäi-
schen Recherchenbericht zu einer Euro-PCT-Anmeldung, so kann 
die Anmeldung innerhalb eines Monats nach einer entsprechenden 
Mitteilung an den Anmelder einmal geändert werden. Die geänderte 
Anmeldung wird der ergänzenden europäischen Recherche zugrunde 
gelegt. 

Art. 2 

1) Die in Art. 1 dieses Beschlusses genannten Vorschriften treten am 
1. April 2010 in Kraft. 

2) Die neue Regel 62a, die durch Art. 1 Nr. 2 dieses Beschlusses geän-
derte Regel 63, die neue Regel 70a und die durch Art. 1 Nr. 7 dieses Be-
schlusses geänderte Regel 137 gelten für europäische Patentanmeldungen, 
zu denen der europäische Recherchenbericht oder der ergänzende euro-
päische Recherchenbericht ab dem 1. April 2010 erstellt wird. 

3) Die durch Art. 1 Nr. 8 dieses Beschlusses geänderte Regel 161 gilt 
für europäische Patentanmeldungen, zu denen vor dem 1. April 2010 
keine Mitteilung nach der geltenden Regel 161 ergangen ist. 


